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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1976 Ausgegeben am 13. April 1976 40. Stück

1 3 2 . Verordnung: Geschäftsordnung der Kuratorien an den Berufspädagogischen Akademien und
Pädagogischen Akademien des Bundes

132 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 10. März 1976
über die Geschäftsordnung der Kuratorien
an den Berufspädagogischen Akademien und

Pädagogischen Akademien des Bundes

Auf Grund der §§ 117 und 124 des Schul-
organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, in der
Fassung der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 323/1975, wird verordnet:

ABSCHNITT I

Zusammensetzung der Kuratorien

M i t g l i e d e r d e r K u r a t o r i e n

§ 1. (1) Gemäß § 117 Abs. 1 und 2 des Schul-
organisationsgesetzes ist an jeder Berufspädago-
gischen Akademie des Bundes ein Kuratorium
einzurichten, dem als Mitglieder anzugehören
haben:

a) mit beschließender Stimme:

der Präsident des Landesschulrates (der
Amtsführende Präsident des Landesschul-
rates), in dessen örtlichem Zuständigkeits-
bereich die Berufspädagogische Akademie
liegt, als Vorsitzender und zehn weitere
vom Kollegium des Landesschulrates zu be-
stellende Mitglieder;

b) mit beratender Stimme:

der Amtsdirektor des Landesschulrates, der
(die) für die berufsbildenden Schulen zu-
ständige(n) Landesschulinspektor(en), der
Direktor der Berufspädagogischen Akade-
mie und vier weitere vom Lehrerkollegium
der Berufspädagogischen Akademie aus
seiner Mitte zu entsendende Lehrer sowie
zwei Vertreter der Studierenden und je ein
Vertreter der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft und der Kammer für Arbeiter
und Angestellte des betreffenden Bundes-
landes.

(2) Gemäß § 124 Abs. 2 und 3 des Schul-
organisationsgesetzes ist an jeder Pädagogischen
Akademie des Bundes ein Kuratorium einzurich-
ten, dem als Mitglieder anzugehören haben:

a) mit beschließender Stimme:

der Präsident des Landesschulrates (der
Amtsführende Präsident des Landesschul-
rates) als Vorsitzender und zehn weitere
vom Kollegium des Landesschulrates zu be-
stellende Mitglieder;

b) mit beratender Stimme:

der Amtsdirektor des Landesschulrates, der
(die) für die Volks-, Haupt- und Sonder-
schulen zuständige(n) Landesschulinspek-
tor(en), der Direktor der Pädagogischen
Akademie und drei weitere vom Lehrer-
kollegium der Pädagogischen Akademie aus
seiner Mitte zu entsendende Lehrer sowie
zwei Vertreter der Studierenden.

V o r s i t z e n d e d e r K u r a t o r i e n

§ 2. (1) Vorsitzender des Kuratoriums ist der
Präsident des Landesschulrates, in dessen ört-
lichem Zuständigkeitsbereich die Berufspädago-
gische Akademie bzw. die Pädagogische Akademie
liegt. Soweit der Präsident des Landesschulrates
sich nicht selbst die Geschäfte des Vorsitzenden
vorbehält, tritt in jenen Ländern, in denen ein
Amtsführender Präsident des Landesschulrates
bestellt ist, dieser an seine Stelle.

(2) Der Amtsführende Präsident des Landes-
schulrates ist berechtigt, an jenen Sitzungen des
Kuratoriums, in denen der Präsident des Landes-
schulrates selbst den Vorsitz führt, mit beraten-
der Stimme teilzunehmen.

M i t g l i e d e r m i t b e s c h l i e ß e n d e r
S t i m m e

§ 3. (1) Die vom Kollegium des Landesschul-
rates durchzuführende Bestellung der Kurato-
riumsmitglieder mit beschließender Stimme hat
gemäß § 117 Abs. 3 bzw. gemäß § 124 Abs. 4
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des Schulorganisationsgesetzes nach dem Stärke-
verhältnis der Parteien im Landtag zu erfolgen.
Zu diesem Zwecke sind die Mitgliedermandate
(einschließlich des Präsidenten des Landesschul-
rates als Vorsitzenden) auf die Parteien ent-
sprechend ihrer Mitgliederzahl im Landtag auf-
zuteilen. Der Präsident des Landesschulrates ist
dabei jener Partei zuzurechnen, der er bei der
Bestellung der Mitglieder des Kollegiums des
Landesschulrates zugerechnet worden ist.

(2) Die der jeweiligen Partei im Landtag ent-
sprechenden Mitglieder des Kollegiums des Lan-
desschulrates (Fraktion) haben für die auf die
betreffende Partei entfallenden Mitgliederman-
date des Kuratoriums (ausgenommen das Mandat
des Präsidenten des Landesschulrates) Wahlvor-
schläge beim Präsidenten des Landesschulrates
einzubringen, die von mindestens der Hälfte der
Fraktionsmitglieder unterfertigt sein müssen.
Jeder Wahlvorschlag hat so viele Namen zu ent-
halten, als auf die betreffende Fraktion Mitglie-
dermandate (ausgenommen das Mandat des Prä-
sidenten des Landesschulrates) entfallen; für jedes
vorgeschlagene Mitglied ist in gleicher Weise ein
Ersatzmitglied zu nominieren.

(3) Die vorgeschlagenen Mitglieder und Ersatz-
mitglieder müssen nicht Mitglieder des Kolle-
giums des Landesschulrates sein, jedoch die
Wählbarkeit zum Landtag des betreffenden Lan-
des besitzen.

(4) Der Präsident des Landesschulrates hat die
eingebrachten Wahlvorschläge hinsichtlich der
Erfüllung der Erfordernisse nach Abs. 2 und 3
zu prüfen und allenfalls zur Verbesserung inner-
halb einer angemessenen Frist an die betreffende
Fraktion zurückzustellen. Wird der Vorschlag
nicht innerhalb der gestellten Frist verbessert
oder enthält er neuerlich Mängel, die eine ge-
setzmäßige Bestellung nicht zulassen, so hat der
Präsident des Landesschulrates dies der betreffen-
den Fraktion mitzuteilen, ohne jedoch mit der
Durchführung der Bestellung gemäß den folgen-
den Bestimmungen weiter zuzuwarten. Die Wahl
der auf die betreffende Fraktion entfallenden
Mitglieder des Kuratoriums unterbleibt in diesem
Falle bis zur zeitgerechten Vorlage eines mängel-
losen Vorschlages.

(5) Mit der Einladung zur Sitzung des Kolle-
giums des Landesschulrates, in der die Bestellung
der Mitglieder des Kuratoriums stattfinden soll,
sind den Kollegiumsmitgliedern die eingebrach-
ten Wahlvorschläge bekanntzugeben. Im übrigen
richtet sich die Durchführung der Wahl nach den
Bestimmungen der Geschäftsordnung des be-
treffenden Landesschulrates über die Durchfüh-
rung von Abstimmungen, wobei auch über alle
Wahlvorschläge gemeinsam abgestimmt werden
kann, wenn kein Kollegiumsmitglied mit be-
schließender Stimme dagegen Einspruch erhebt.

(6) Die Namen der gewählten Kuratoriums-
mitglieder und ihrer Ersatzleute sind im Ver-
ordnungsblatt des betreffenden Landesschulrates
zu verlautbaren.

V o m L e h r e r k o l l e g i u m zu b e s t e l -
l e n d e M i t g l i e d e r m i t b e r a t e n d e r

S t i m m e

§ 4. (1) Die Wahl der gemäß § 117 Abs. 2
lit. b des Schulorganisationsgesetzes vom Lehrer-
kollegium der Berufspädagogischen Akademie aus
seiner Mitte in das Kuratorium zu entsendenden
vier Lehrer sowie die Wahl der gemäß § 124
Abs. 3 lit. b des Schulorganisationsgesetzes vom
Lehrerkollegium der Pädagogischen Akademie
aus seiner Mitte in das Kuratorium zu entsen-
denden drei Lehrer hat in einer Wahlversamm-
lung unter dem Vorsitz des Amtsdirektors des
Landesschulrates in geheimer Abstimmung zu
erfolgen.

(2) Alle Mitglieder des Lehrerkollegiums der
Berufspädagogischen Akademie bzw. der Päd-
agogischen Akademie sind vom Landesschulrat
nachweislich schriftlich von Ort und Zeit der
Wahlversammlung zu verständigen. Die Verstän-
digung ist zeitgerecht erfolgt, wenn sie spätestens
am zehnten Tag vor dem Termin der Wahlver-
sammlung zugestellt oder zur Post gegeben
wurde.

(3) Wahlvorschläge können zu Beginn der
Wahlversammlung von jedem Mitglied des
Lehrerkollegiums eingebracht werden. Wahlbe-
rechtigt sind alle Mitglieder des Lehrerkollegiums
der betreffenden Berufspädagogischen Akademie-
bzw. der betreffenden Pädagogischen Akademie
einschließlich des Direktors. Wählbar sind nur
Lehrer, die an der betreffenden Berufspädago-
gischen Akademie bzw. Pädagogischen Akademie
mit mindestens halber Lehrverpflichtung tätig
und disziplinär unbescholten sind. Der Direktor
der Berufspädagogischen Akademie bzw. der
Pädagogischen Akademie, der dem Kuratorium
schon von Gesetzes wegen angehört, ist nicht
wählbar.

(4) Gewählt ist, wer die absolute Mehrheit der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Erhält
im ersten Wahlgang keiner der vorgeschlagenen
Kandidaten eine absolute Mehrheit, so hat in
einem zweiten Wahlgang eine Stichwahl zwischen
den Kandidaten mit den höchsten Stimmenzah-
len stattzufinden. Ergibt die Stichwahl Stimmen-
gleichheit, so entscheidet das Los.

(5) Die Namen der gewählten Lehrer sind vom
Direktor der Berufspädagogischen Akademie
bzw. Pädagogischen Akademie dem Präsidenten
des Landesschulrates mitzuteilen. Sie sind durch
Anschlag an der Amtstafel der Berufspädago-
gischen Akademie bzw. Pädagogischen Akademie
zu verlautbaren.
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(6) Jedes Mitglied des Lehrerkollegiums kann
die Wahl wegen Verletzung der Bestimmungen
der vorstehenden Absätze anfechten. Die. An-
fechtung ist binnen zwei Wochen ab Verlaut-
barung der Namen der gewählten Lehrer beim
Landesschulrat einzubringen, der sie mit den
Wahlakten dem Bundesminister für Unterricht
und Kunst zur Entscheidung vorzulegen hat.
Stellt der Bundesminister für Unterricht und
Kunst fest, daß bei Einhaltung der Wahlvor-
schriften das Ergebnis der Wahl anders hätte
lauten können, so hat er die Wahl insoweit für
ungültig zu erklären. Sie ist in diesem Falle
binnen eines Monats im Umfang der Ungültig-
keitserklärung zu wiederholen.

V e r t r e t e r d e r S t u d i e r e n d e n

§ 5. (1) Besteht an der Berufspädagogischen
Akademie bzw. Pädagogischen Akademie eine
Studentenvertretung, so sind die beiden Vertre-
ter der Studierenden von der Studentenvertre-
tung jährlich zu entsenden. Besteht an der Be-
rufspädagogischen Akademie bzw. Pädagogischen
Akademie keine Studentenvertretung, so hat die
Wahl der beiden Vertreter der Studierenden zu
Beginn jedes Studienjahres nach den folgenden
Absätzen zu erfolgen.

(2) Die Wahl der Vertreter der Studierenden
ist vom Direktor der Berufspädagogischen Aka-
demie bzw. Pädagogischen Akademie unter Be-
kanntgabe des Wahltages, des Wahlortes und der
Wahlzeit spätestens drei Wochen vor dem Wahl-
tag auszuschreiben. Die Ausschreibung ist durch
Anschlag in der Berufspädagogischen Akademie
bzw. Pädagogischen Akademie kundzumachen.

(3) Wahlberechtigt sind alle ordentlichen Stu-
dierenden der betreffenden Berufspädagogischen
Akademie bzw. Pädagogischen Akademie. Wähl-
bar sind nur ordentliche Studierende der be-
treffenden Berufspädagogischen Akademie bzw.
Pädagogischen Akademie, die in einem Wahl-
vorschlag (Abs. 4) enthalten sind.

(4) Wahlvorschläge können von 3 v. H., jeden-
falls jedoch von mindestens zehn Wahlberechtig-
ten bis spätestens zwei Wochen vor der Wahl
beim Direktor der Berufspädagogischen Akade-
mie bzw. Pädagogischen Akademie eingebracht
werden. Jeder Wahlvorschlag hat einen oder zwei
Kandidaten (mit Familien- und Vornamen) für
die Funktion eines Vertreters der Studierenden
zu enthalten. Der Wahlvorschlag bedarf der An-
nahme durch den (die) Vorgeschlagenen.

(5) Der Direktor der Berufspädagogischen
Akademie bzw. der Pädagogischen Akademie hat
spätestens zehn Tage vor Beginn der Wahl den
(die) eingelangten Wahlvorschlag (Wahlvor-
schläge) durch Anschlag in der Berufspädago-
gischen Akademie bzw. Pädagogischen Akademie
kundzumachen.

(6) Der Direktor der Berufspädagogischen
Akademie bzw. Pädagogischen Akademie hat für
den geordneten Ablauf der Wahlhandlung zu
sorgen. Er hat den Wahlberechtigten einen
Stimmzettel mit der in der Anlage dargestellten
Form zur Verfügung zu stellen. Der Stimmzettel
ist ungültig, wenn

a) ein anderer als der vom Direktor der. Be-
rufspädagogischen Akademie bzw. Päd-
agogischen Akademie zur Verfügung ge-
stellte Stimmzettel verwendet wurde,

b) der Stimmzettel durch Beschädigung der-
art beeinträchtigt wurde, daß nicht mehr
eindeutig hervorgeht, welchen Kandidaten
der Wähler seine Stimme geben wollte,

c) der Name keines Kandidaten oder
d) die Namen von mehr als zwei Kandidaten

angestrichen wurden.

(7) Gewählt sind die zwei Kandidaten, welche
die meisten Stimmen auf sich vereinigen. Erhal-
ten mehr als zwei Kandidaten die gleiche Stim-
menzahl, so entscheidet das Los.

(8) Die Namen der gewählten Studierenden
sind vom Direktor der Berufspädagogischen
Akademie bzw. Pädagogischen Akademie dem
Präsidenten des Landesschulrates mitzuteilen. Sie
sind durch Anschlag an der Amtstafel der Berufs-
pädagogischen Akademie bzw. Pädagogischen
Akademie zu verlautbaren.

(9) Jeder in einem Wahlvorschlag enthaltene
Kandidat kann die Wahl wegen Verletzung der
Bestimmungen der vorstehenden Absätze anfech-
ten. Die Anfechtung ist binnen zwei Wochen ab
dem Anschlag der Namen der gewählten Studie-
renden beim Landesschulrat einzubringen, der sie
mit den Wahlakten dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst zur Entscheidung vorzu-
legen hat. Stellt der Bundesminister für Unter-
richt und Kunst fest, daß bei Einhaltung der
Wahlvorschriften das Ergebnis der Wahl anders
hätte lauten können, so hat er die Wahl inso-
weit für ungültig zu erklären. Sie ist in diesem
Falle binnen eines Monats im Umfang der Un-
gültigkeitserklärung zu wiederholen.

V e r t r e t e r d e r K a m m e r d e r g e w e r b -
l i c h e n W i r t s c h a f t u n d d e r K a m m e r
f ü r A r b e i t e r u n d A n g e s t e l l t e

§ 6. Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft
des betreffenden Bundeslandes und die Kammer
für Arbeiter und Angestellte des betreffenden
Bundeslandes haben je einen Vertreter in das
Kuratorium der Berufspädagogischen Akademie
als Mitglied mit beratender Stimme zu entsen-
den.

F u n k t i o n s d a u e r

§ 7. (1) Die Bestellung der Mitglieder nach den
§§ 3, 4 und 6 erfolgt für die Dauer der Funk-
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tionsperiode des Kollegiums des Landesschul-
rates, in dessen örtlichem Zuständigkeitsbereich
die Berufspädagogische Akademie bzw. Pädago-
gische Akademie liegt. Nach jeder Neubestellung
der Mitglieder des Kollegiums des Landesschul-
rates sind auch die Mitglieder des Kuratoriums
der Berufspädagogischen Akademie bzw. Päd-
agogischen Akademie neu zu bestellen. Die Mit-
glieder des Kuratoriums bleiben bis zur Neube-
stellung der neuen Mitglieder im Amt.

(2) Die Bestellung der Mitglieder nach § 5
erfolgt für die Dauer eines Studienjahres; sie
bleiben bis zur Neubestellung der neuen Mit-
glieder im Amt.

(3) Scheidet ein Mitglied mit beschließender
Stimme aus, so ist das betreffende Mandat unter
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des
§ 3 neu zu besetzen und auch ein Ersatzmann
neu zu bestellen. Bis zur Neubesetzung nimmt
das bisherige Ersatzmitglied die Stelle des ausge-
schiedenen Mitgliedes ein.

(4) Im Falle des Ausscheidens eines vom Leh-
rerkollegium entsendeten Mitgliedes hat gleich-
falls eine Neuwahl nach § 4 stattzufinden. Bis
zur Neuwahl bleibt die betreffende Stelle unbe-
setzt.

(5) Im Falle des Ausscheidens eines gemäß § 5
entsendeten bzw. gewählten Vertreters der Stu-
dierenden oder eines gemäß § 6 entsendeten
Vertreters von Interessenvertretungen ist eine
neuerliche Entsendung bzw. Neuwahl gemäß den
§§ 5 und 6 vorzunehmen. Bis zur Entsendung
bzw. Neuwahl bleibt die betreffende Stelle un-
besetzt.

A m t s g e l ö b n i s

§ 8. Die nach § 3 bestellten Mitglieder und
Ersatzmitglieder sowie die nach den §§ 4, 5
und 6 bestellten Mitglieder haben in der ersten
Sitzung des Kuratoriums nach ihrer Bestellung
das Gelöbnis der Amtsverschwiegenheit und der
unparteiischen, gewissenhaften und uneigen-
nützigen Erfüllung ihrer Amtspflichten in die
Hand des Vorsitzenden zu leisten.

B e f a n g e n h e i t u n d s o n s t i g e V e r -
h i n d e r u n g

§ 9. (1) Wenn bei einem Mitglied die im § 7
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950 genannten Befangenheitsgründe gegeben
sind, hat es sich insoweit jeder Tätigkeit im
Rahmen des Kuratoriums der Berufspädago-
gischen Akademie bzw. Pädagogischen Akademie
zu enthalten und für die Dauer der Behandlung
dieser Angelegenheit sich von der Sitzung des
Kuratoriums zu entfernen.

(2) Im Falle der Befangenheit oder sonstigen
Verhinderung eines" Mitgliedes mit beschließender

Stimme tritt an seine Stelle das für das Mitglied!
bestellte Ersatzmitglied, das hierüber vom be-
fangenen oder verhinderten Mitglied zu verstän-
digen ist.

E n d e d e r M i t g l i e d s c h a f t

§ 10. Die Zugehörigkeit der nach den §§ 3, 4,.
5 und 6 bestellten Mitglieder zum Kuratorium
endet

a) nach Ablauf der Funktionsdauer mit der
Neubestellung der entsprechenden Mit-
glieder;

b) durch Verzicht auf die Mitgliedschaft, der
dem Präsidenten des Landesschulrates ge-
genüber schriftlich zu erklären ist;

c) durch Verlust der Voraussetzungen für die
Wählbarkeit;

d) durch Entzug der Mitgliedschaft, der im
Falle schwerer oder wiederholter Ver-
letzung der Amtspflichten eines Kurato-
riumsmitgliedes durch das Kuratorium
auszusprechen ist;

e) durch den Tod des Mitgliedes.

E n t s c h ä d i g u n g d e r M i t g l i e d e r

§ 11. (1) Die nach § 3 bestellten Mitglieder
haben Anspruch auf Reisegebühren nach den für
Bundesbeamte geltenden Reisegebührenvorschrif-
ten, wobei ihnen die zweithöchste Gebührenstufe
zukommt. Eine Entschädigung für Zeitversäum-
nisse gebührt unter den gleichen Voraussetzun-
gen und im gleichen Umfang, wie sie den Ge-
schwornen nach den Bestimmungen des Ge-
bührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136,
zukommt.

(2) Der Anspruch nach Abs. 1 ist bei der
Direktion der Berufspädagogischen Akademie-
bzw. Pädagogischen Akademie geltend zu
machen. Im Streitfalle hat der Bundesminister
für Unterricht und Kunst über Art und Höhe
des Anspruches zu entscheiden.

(3) Für die Mitglieder mit beratender Stimme-
gemäß § 4 gehört die Teilnahme an den Sitzun-
gen des Kuratoriums zu ihren Amtspflichten; der
Anspruch auf Reisegebühren richtet sich nach den
für sie geltenden Vorschriften.

ABSCHNITT II

Tätigkeit des Kuratoriums

A u f g a b e n d e s K u r a t o r i u m s

§ 12. (1) Dem Kuratorium obliegt gemäß den
§§ 117 Abs. 1 und 124 Abs. 2 des Schulorgani-
sationsgesetzes die unmittelbare Verwaltung der
Berufspädagogischen Akademie bzw. Pädago-
gischen Akademie auf dem Gebiete der Schul-
erhaltung, die Erstattung von Dreiervorschlägen
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für die Bestellung des Direktors, der Abteilungs-
vorstände und der Lehrer der Berufspädago-
gischen Akademie bzw. Pädagogischen Akademie
sowie die Beratung des Direktors.

(2) Im Rahmen der unmittelbaren Verwaltung
der Berufspädagogischen Akademie bzw. Päd-
agogischen Akademie auf dem Gebiete der Schul-
erhaltung hat das Kuratorium alle jene Ange-
legenheiten zu besorgen, die hinsichtlich der den
Landesschulräten unterstehenden Bundesschulen
auf dem Gebiete der Schulerhaltung von den
Schulleitungen und vom Landesschulrat erledigt
werden. Dazu gehören insbesondere die unmit-
telbare Vorsorge für die Instandhaltung des
Schulgebäudes und der sonstigen Liegenschaften
der Berufspädagogischen Akademie bzw. Päd-
agogischen Akademie, deren Reinigung, Beleuch-
tung und Beheizung, für die Anschaffung und
Instandhaltung der Einrichtung, der Lehrmittel
und der Studienbibliothek sowie die Dienstauf-
sicht über das Hilfspersonal.

(3) Die Beratung des Direktors der Berufs-
pädagogischen Akademie bzw. Pädagogischen
Akademie hat insbesondere im Anschluß an
einen Bericht zu erfolgen, den der Direktor zu
Beginn eines jeden Semesters über die vorge-
sehenen Studienveranstaltungen und die Auf-
nahme der Studierenden im laufenden Semester
sowie über die Ergebnisse der Lehramtsprüfun-
gen und über besondere Vorkommnisse im vor-
angegangenen Semester dem Kuratorium der Be-
rufspädagogischen Akademie bzw. Pädagogischen
Akademie zu erstatten hat.

E r l e d i g u n g e n d u r c h d e n V o r -
s i t z e n d e n des K u r a t o r i u m s u n d

d u r c h d e n D i r e k t o r

§ 13. (1) Wenn in einer Angelegenheit nicht
bis zur nächsten Sitzung des Kuratoriums zuge-
wartet werden kann beziehungsweise eine zeitge-
rechte Einberufung des Kuratoriums nicht
möglich ist, hat der Vorsitzende des Kuratoriums
nach Anhörung des Direktors der Berufspädago-
gischen Akademie bzw. Pädagogischen Akademie
die Angelegenheit zu erledigen und hierüber in
der nächsten Sitzung des Kuratoriums zu be-
richten.

(2) Das Kuratorium kann den Vorsitzenden
überdies ermächtigen, bestimmte Angelegen-
heiten ohne vorhergehende Beschlußfassung des
Kuratoriums in dessen Namen zu erledigen,
wenn dies aus Gründen der Raschheit und Ein-
fachheit der Verwaltung zweckmäßig erscheint.
Das Kuratorium kann in diesen Fällen allgemeine
Richtlinien beschließen, nach denen die Erledi-
gung durch den Vorsitzenden zu erfolgen hat.
Ausgenommen davon ist jedoch die Erstattung
von Dreiervorschlägen im Sinne des § 117 Abs. 1

bzw. des § 124 Abs. 2 des Schulorganisations-
gesetzes.

(3) Der Vorsitzende des Kuratoriums kann
ihm übertragene Angelegenheiten der laufenden
Geschäftsführung aus den im Abs. 2 genannten
Gründen in gleicher Weise dem Direktor der
Berufspädagogischen Akademie bzw. Pädago-
gischen Akademie zur Erledigung übertragen.

(4) In den Fällen der Abs. 2 und 3 hat der
Vorsitzende über die Erledigungen in der näch-
sten Sitzung des Kuratoriums zu berichten.

K a n z l e i g e s c h ä f t e des
K u r a t o r i u m s

§ 14. Die Kanzleigeschäfte des Kuratoriums
sind von der Direktion der Berufspädagogischen
Akademie bzw. Pädagogischen Akademie unter
der Leitung des Direktors in Unterordnung
unter den Vorsitzenden des Kuratoriums zu be-
sorgen.

ABSCHNITT III

Sitzungen des Kuratoriums

E i n b e r u f u n g

§ 15. (1) Der Vorsitzende hat das Kuratorium
zur Erledigung der diesem obliegenden Aufgaben
nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Se-
mester, schriftlich und nachweisbar unter Be-
kanntgabe der Tagesordnung (§ 16) zu den
Sitzungen einzuberufen.

(2) Eine Einberufung hat zu erfolgen, wenn
es vier Mitglieder des Kuratoriums mit be-
schließender Stimme verlangen oder wenn der
Vorsitzende nach § 13 Abs. 1 dieser Geschäfts-
ordnung entschieden hat. Die Sitzung hat in
diesen Fällen innerhalb von zwei Wochen statt-
zufinden.

(3) Zwischen der Einberufung und dem vor-
gesehenen Sitzungstermin hat eine Frist von
mindestens einer Woche zu liegen.

T a g e s o r d n u n g

§ 16. (1) Der Vorsitzende hat für jede Sitzung
eine Tagesordnung zu erstellen.

(2) Vor Eingehen in die Tagesordnung kann
das Kuratorium diese ändern oder ergänzen.

A k t e n e i n s i c h t

§ 17. Den Mitgliedern des Kuratoriums ist die
Einsichtnahme in die Verwaltungsakten des
Kuratoriums, soweit sie Gegenstand der Tages-
ordnung sind, an den beiden der Sitzung voran-
gehenden Arbeitstagen bis eine Stunde vor Be-
ginn der Sitzung zu ermöglichen.
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B e h a n d l u n g d e r e i n z e l n e n A n g e -
l e g e n h e i t e n

§ 18. (1) Die in der Sitzung des Kurato-
riums zu behandelnden Angelegenheiten sind
von einem durch den Vorsitzenden aus den Mit-
gliedern des Kuratoriums zu bestellenden Be-
richterstatter vorzutragen. Ist in einer Ange-
legenheit durch das Kuratorium eine Entschei-
dung zu treffen, so hat der Berichterstatter einen
Antrag zu stellen, der so zu fassen ist, daß die
Abstimmung auf Annahme oder Ablehnung
lauten kann (Hauptantrag).

(2) Nach dem Vortrag des Berichterstatters hat
der Vorsitzende die Debatte zu eröffnen und den
Mitgliedern, die sich zu Wort gemeldet haben,
in der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort
zu erteilen. Mitgliedern mit beratender Stimme
und Fachleuten (Abs. 3), die zur Erteilung einer
Auskunft aufgerufen werden, ist das Wort sofort
zu erteilen. Wenn sich ein Mitglied mit beraten-
der Stimme „zum Thema" zu Wort meldet, ist
es ihm nach Beendigung der Ausführungen des
am Wort befindlichen Debattenredners, anson-
sten sofort zu erteilen; das gleiche gilt, wenn
sich ein Mitglied „zur Geschäftsordnung" zu
Wort meldet.

(3) Sofern es der Vorsitzende für erforderlich
erachtet oder das Kuratorium es auf Antrag eines
Mitgliedes beschließt, können für die Behand-
lung einzelner Angelegenheiten Fachleute mit
beratender Stimme beigezogen werden.

(4) Durch Beschluß des Kuratoriums kann die
Redezeit generell beschränkt werden; sie hat je-
doch für jeden Debattenredner mindestens fünf
Minuten zu betragen.

(5) Jedes Mitglied kann in der Debatte Gegen-
und Zusatzanträge stellen.

O r d n u n g s b e s t i m m u n g e n

§ 19. (1) Wenn ein Debattenredner von der
Sache abschweift, kann ihn der Vorsitzende „zur
Sache" rufen. Nach dem dritten Ruf „zur Sache"
kann der Vorsitzende dem Redner das Wort
entziehen.

(2) Wenn ein Mitglied während einer Sitzung
des Kuratoriums den Anstand oder die Sitte
verletzt, so spricht der Vorsitzende die Mißbilli-
gung hierüber durch den Ruf „zur Ordnung"
aus. Der Vorsitzende kann in diesem Fall die
Rede unterbrechen und dem Redner auch das
Wort entziehen.

(3) Hält ein Debattenredner sich nicht an die
gemäß § 18 Abs. 4 beschlossene Redezeitbe-
schränkung, so hat ihm der Vorsitzende nach
zweimaliger Mahnung das Wort zu entziehen.

(4) Jedes Mitglied kann eine Verfügung nach
Abs. 1 oder Abs. 2 oder eine Mahnung nach

Abs. 3 verlangen. Über ein solches Verlangen hat
der Vorsitzende sofort zu entscheiden.

S c h l u ß d e r D e b a t t e

§ 20. (1) Die Debatte ist nach Erschöpfung der
Rednerliste beziehungsweise unter Bedachtnahme
auf Abs. 3 nach Annahme eines Antrages auf
Schluß der Debatte zu schließen.

(2) Ein Antrag auf Schluß der Debatte kann,
nachdem wenigstens zwei Redner gesprochen
haben, jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung
eines Redners, gestellt werden. Über einen
solchen Antrag ist sofort abzustimmen.

(3) Wird der Antrag auf Schluß der Debatte
angenommen, so dürfen noch je ein Redner von
jeder Fraktion und der Berichterstatter das Wort
ergreifen.

B e s c h l u ß f a s s u n g

§ 21. (1) Vor Eingang in die Beschlußfassung
ist die Beschlußfähigkeit festzustellen. Diese ist
gegeben, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß
geladen worden sind und mindestens die Hälfte
der Mitglieder mit beschließender Stimme an-
wesend ist.

(2) Die Beschlußfassung hat in nachstehender
Reihenfolge vor sich zu gehen:

a) Bei Vorliegen von Gegenanträgen ist vor-
erst über diese Beschluß zu fassen;

b) wird ein Gegenantrag angenommen, wo-
durch der Hauptantrag und allfällige Zu-
satzanträge zu diesem abgelehnt werden,
ist über allfällige Zusatzanträge zum Ge-
genantrag zu beschließen, und zwar über
die weitergehenden vor den weniger weit-
gehenden;

c) im Falle der Ablehnung eines Gegenantra-
ges, wodurch auch die Zusatzanträge zu
diesem abgelehnt werden, oder wenn kein
Gegenantrag vorliegt, ist über allfällige Zu-
satzanträge zum Hauptantrag zu be-
schließen, und zwar über die weitergehen-
den vor den weniger weitgehenden;

d) durch die Annahme eines Zusatzantrages
wird auch der Hauptantrag angenommen;
wird der Zusatzantrag abgelehnt oder lie-
gen weder Gegenanträge noch Zusatzan-
träge vor, so ist über den Hauptantrag zu
beschließen.

(3) Die Abstimmung hat durch Heben der
Hand, im Falle des Abs. 4 oder, wenn es der
Vorsitzende anordnet oder mindestens vier
Mitglieder mit beschließender Stimme verlangen,
durch Abgabe von Stimmzetteln zu erfolgen.
Der Stimmzettel hat den Namen des Abstim-
menden und einen Hinweis auf den Gegenstand
der Abstimmung zu enthalten.
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(4) Die Beschlußfassung in Angelegenheiten,
bei denen eine Haftpflicht nach den Vorschriften
über die Amtshaftung geltend gemacht werden
kann, hat durch die Abgabe von Stimmzetteln
zu erfolgen.

(5) Jedem stimmberechtigten Mitglied kommt
eine Stimme zu. Eine Übertragung der Stimme
auf eine andere Person ist unzulässig und un-
wirksam.

(6) Jedes anwesende Mitglied mit beschließen-
der Stimme ist zur Stimmabgabe verpflichtet.
Die Abgabe der Stimme darf nur in der Form
der Zustimmung zum Antrag oder der Ableh-
nung des Antrages ohne Begründung erfolgen.

(7) Die Beschlüsse werden mit absoluter
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit
entscheidet der Vorsitzende.

P r o t o k o l l f ü h r u n g

§ 22. (1) In der ersten Sitzung des Kurato-
riums nach seiner Neubestellung ist vor Eingang
in die Tagesordnung ein Schriftführer zu wählen,
der über jede Sitzung ein Protokoll anzufertigen
hat.

(2) Das Protokoll hat das Datum, den Beginn
und das Ende der Sitzung, die Namen der An-
wesenden, die Anträge in ihrem vollen Wortlaut,
das Ergebnis der Beschlußfassung und jene Er-
klärungen in kurzer Fassung zu enthalten, deren
Aufnahme in das Protokoll verlangt wird.

(3) Bei Beschlußfassung durch Abgabe von
Stimmzetteln sind diese dem Protokoll anzu-
schließen oder die Namen der Abstimmenden

unter der Angabe, ob sie dem Antrag zugestimmt
oder diesen abgelehnt haben, beim jeweiligen Er-
gebnis der Beschlußfassung zu vermerken. In
letzterem Falle können die Stimmzettel nach
Ablauf von drei Monaten nach Fertigung des
Protokolls (Abs. 4) vernichtet werden.

(4) Das Protokoll ist vom Vorsitzenden, vom
Schriftführer und von einem weiteren Mitglied
des Kuratoriums zu unterfertigen. Das zuletzt
genannte Mitglied ist von der stärksten Fraktion
des Kuratoriums, welcher der Präsident des
Landesschulrates nicht angehört, zu bestimmen.

(5) Jedem Mitglied ist Gelegenheit zur Ein-
sichtnahme in das Protokoll zu geben. Auf sein
Verlangen ist das Protokoll zu berichtigen, wenn
das Kuratorium das Verlangen für begründet er-
achtet.

ABSCHNITT IV

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 23. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Verordnung bestellten Mitglieder der Kura-
torien an den Pädagogischen Akademien bleiben
bis zur Neubestellung der Mitglieder nach Ab-
lauf der Funktionsperiode im Amt.

§ 24. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Sep-
tember 1976 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 15. Feber 1966, BGBl. Nr. 25,
über die Geschäftsordnung der Kuratorien
an den Pädagogischen Akademien des Bundes
außer Kraft.

Sinowatz
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Anlage zu § 5 Abs. 6

Stimmzettel
für die Wahl der zwei Vertreter der Studierenden


